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Zu den Strukturreformen im Rahmen von „Abenomics“ 

Klaus-Jürgen Gern 

Ein zentrales Ziel der im Dezember 2012 gewählten japanischen Regierung unter dem Ministerpräsiden-
ten Abe ist es, die wirtschaftliche Dynamik nachhaltig zu verstärken und die langjährige deflationäre Ten-
denz im Land zu brechen. Konkret sollen das Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts, das in den 
vergangenen beiden Jahrzehnten im Trend bei knapp 1 Prozent jährlich lag, auf 2 Prozent pro Jahr im 
Zeitraum von 2013 bis 2022 erhöht und die Inflationserwartungen auf ein Niveau von 2 Prozent gebracht 
und dort stabilisiert werden. Zu diesem Zweck wurde ein wirtschaftspolitisches Programm entworfen, das 
in der Öffentlichkeit häufig als „Abenomics“ bezeichnet wird. Es umfasst eine massive Lockerung der 
Geldpolitik, eine „flexible“ Finanzpolitik, die mittelfristig den hoch defizitären Staatshaushalt konsolidieren, 
zunächst aber der Nachfrage Impulse geben sollte, sowie Strukturreformen zur Stärkung des mittelfristi-
gen Wachstums und der Förderung der privaten Investitionen.   

Die Zentralbank setzte ihr Vorhaben, die Geldbasis innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren durch 
den stetigen Kauf von Wertpapieren zu verdoppeln, weitgehend planmäßig um. Die Finanzpolitik setzte im 
Kontext der im zweiten Halbjahr 2012 in Japan herrschenden Rezession zunächst auf eine kräftige Aus-
weitung der Staatsausgaben zur Stärkung der Nachfrage. Die als Einstieg in die Konsolidierung betrach-
tete Erhöhung der Mehrwertsteuer von 5 auf 8 Prozent wurde von einem weiteren Konjunkturpaket be-
gleitet, so dass das staatliche Haushaltsdefizit gemessen am Bruttoinlandsprodukt im vergangenen Jahr 
wohl nur leicht verringert wurde. Zwei Jahre nach dem Regierungswechsel hat sich die zunächst zu be-
obachtende wirtschaftliche Belebung als Strohfeuer erwiesen. Das Niveau der Verbraucherpreise hat sich 
zwar erhöht, allerdings nur leicht, wenn man den Effekt der Verbrauchsteuererhöhung herausrechnet, und 
der zugrunde liegende Preisanstieg ist dabei vor allem auf höhere Importpreise als Folge der Abwertung 
des Yen zurückzuführen.  

Da eine geldpolitische Stimulation allenfalls eine vorübergehende Expansion der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion zur Folge haben kann und die Finanzpolitik auf mittlere Sicht eher restriktiv ausgerichtet wer-
den muss, fällt den strukturellen Reformen die zentrale Rolle zur Erreichung des ambitionierten Wachs-
tumsziels zu. Angesichts der im Trend rückläufigen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter impliziert die 
Vorgabe von 2 Prozent jahresdurchschnittlichen realen Wirtschaftswachstums eine Zunahme der Produkti-
vität je Beschäftigten, die sogar in der Größenordnung von 2,5 Prozent liegen müsste – ein Wert, der nicht 
nur um 1,5 Prozentpunkte über dem derzeitigen trendmäßigen Produktivitätsanstieg liegt, sondern auch im 
Vergleich mit anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften ausgesprochen hoch ist. Gegenwärtig besteht 
auch keine erhebliche Unterauslastung der Kapazitäten, die eine über das Potenzialwachstum hinausge-
hende wirtschaftliche Expansion über längere Zeit ermöglichen würde. Darauf deutet die Tatsache hin, 
dass die Arbeitslosenquote seit 2009 von mehr als 5 Prozent auf 3,5 Prozent gesunken ist, den niedrigs-
ten Wert seit 1997. Um eine nachhaltige Wachstumsverstärkung zu erzielen, müssen also zusätzliche In-
vestitionen angestoßen werden und hinreichend Arbeitskräfte zur Verfügung stehen.  

Um diese dritte (und mittelfristig wichtigste) Säule der Abenomics mit Inhalt zu füllen, wurde im vergan-
genen Sommer ein Katalog von 250 Politikmaßnahmen vorgestellt, die drei Stoßrichtungen haben: Ver-
besserung der Rentabilität der Unternehmen, Ausweitung des Arbeitskräftepotenzials und Reform bedeu-
tender Wirtschaftsbereiche. Ähnliche Maßnahmen waren allerdings häufig bereits Bestandteil von früheren 
Regierungsprogrammen. So ist die vorgesehene Schaffung von steuerbegünstigten und weniger regulier-
ten Sonderwirtschaftszonen in der Vergangenheit schon mit gemischtem Erfolg betrieben worden. Renta-
bilitätsfördernd wirkt insbesondere die beschlossene Senkung der Körperschaftsteuer um 2,5 Prozent-
punkte. Eine weitergehende Reform der Unternehmenssteuern, die eine Reduzierung der insbesondere 
für die großen Unternehmen im internationalen Vergleich hohen Belastung vorsieht, ist bereits in der Ver-
gangenheit vielfach anvisiert, jedoch nie umgesetzt worden. Hinsichtlich des Arbeitskräftepotenzials liegt 
der Schwerpunkt der Politik Abes auf der Förderung der Frauenerwerbstätigkeit. Hier sind Fortschritte er-
kennbar, auch wenn unklar ist, inwieweit die Politik der Regierung dafür verantwortlich ist. Zentral sind vor 
allem Strukturreformen wie eine Deregulierung des stark segmentierten Arbeitsmarktes oder die Liberali-
sierung hoch reglementierter bzw. stark geschützter Sektoren, um Produktivitätsreserven zu mobilisieren 
und Investitionen anzuregen. Dabei stößt die Regierung freilich regelmäßig auf starken Widerstand von 
Interessengruppen, die eine Umsetzung behindern oder verzögern. So wurden Regelungen zur Lockerung 
des Kündigungsschutzes in den Sonderwirtschaftszonen verwässert. Die Entflechtung der Elektrizitätsver-
sorgung ist zwar vorgesehen, allerdings erst für 2016; die Abschaffung des traditionellen Quotensystems 
für die Reisproduktion als prominenteste Maßnahme zum Abbau der hohen Protektion in der Landwirt-
schaft soll erst im Jahr 2018 vollzogen werden. Bei dieser zögerlichen Reformpolitik erscheint eine nach-
haltige deutliche Beschleunigung des Wachstums in Japan unwahrscheinlich. 
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